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Stellungnahme zum geplanten Erwerb von Fondsanteilen 
 
 
Sehr geehrter Herr Leindecker, 
 
zu den von Ihnen aufgeworfenen Fragestellungen im Zusammenhang mit dem beabsichtigten Erwerb von 
Fondsanteilen nehmen wir wie folgt Stellung: 
 
I. Sachverhalt 
 
1. Ausgangslage 
 
a) Satzungszwecke 
 
Der Städte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt e.V. (SGSA) ist ein Kommunaler Spitzenverband, der nach seiner 
Satzung die Interessen seiner Mitglieder gegenüber der Landesregierung und der Bundesregierung vertritt, den 
Erfahrungsaustausch zwischen den Mitgliedern ermöglicht und die Kommunale Selbstverwaltung fördert. Er ist 
Mitglied im Deutschen Städte- und Gemeindebund (DStGB) und im Deutschen Städtetag (DST), dessen Landesverband 
er gleichzeitig ist.  
 
Die Satzungszwecke sind in § 2 der Satzung wie folgt normiert: 
 

§ 2 Aufgaben 
 

(1) Der SGSA hat das Wohl seiner Mitglieder zu fördern, ihre gemeinschaftlichen Interessen zu wahren, sich 
für sie einzusetzen und den gegenseitigen Erfahrungsaustausch zu pflegen. Er hat insbesondere 

 den Selbstverwaltungsgedanken zu pflegen und für die verfassungsmäßigen Rechte der 
gemeindlichen Selbstverwaltung und ihren Ausbau einzutreten, 

 die gemeinsamen Belange der Verbandsmitglieder beim Landtag, bei der Landesregierung, bei 
sonstigen Institutionen und Stellen sowie in der Öffentlichkeit zu vertreten, 

 den Erfahrungsaustausch unter Verbandsmitgliedern zu vermitteln und eine möglichst einhellige 
Meinungsbildung im Verband zu fördern, 
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 für die Weiterbildung der Mitglieder in den Vertretungen sowie für die Aus- und Weiterbildung der 
Verwaltungsbediensteten der Städte, Gemeinden, Verwaltungsgemeinschaften und Verbandsgemeinden 
zu sorgen, 

 die Zusammenarbeit mit den kommunalen Spitzenverbänden auf Bundes- und Landesebene zu pflegen. 
 

(2) Der Verband arbeitet parteipolitisch neutral. Er ist gemeinwohlorientiert tätig. Etwaige Überschüsse dürfen 
nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden. Keine Person darf durch Verwaltungsaufgaben, die 
dem Verbandszweck fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

 
 
b) Mitgliedsbeiträge 
 
Der SGSA erhält zur Finanzierung seiner Kosten als Kommunaler Spitzenverband von seinen Mitgliedern Beiträge, die 
sich aus einem Grundbeitrag und einem einwohnerbezogenen Beitrag zusammensetzen. Der einwohnerbezogene 
Beitrag ist seit 2011 konstant und liegt derzeit bei 40 Ct./ Einwohner. Im Jahr 2021 hat der SGSA erstmals nur die Hälfte 
des einwohnerbezogenen Beitrags erhoben, um seine Mitglieder am Ertrag der Kommunalwirtschaft Sachsen-Anhalt 
Verwaltungs-GmbH (KWV) partizipieren zu lassen. 
 
Die entsprechende Regelung in § 4 Abs. 3 der Satzung lautet: 
 

§ 4 Recht und Pflichten der Mitglieder 
 

(3) Die Verbandskosten werden von den Mitgliedern im 1. Quartal als Jahresbeitrag auf der Grundlage der vom 
Statistischen Landesamt zuletzt veröffentlichten amtlichen Einwohnerzahlen zuzüglich eines Sockelbetrages 
erhoben, der höchstens 25 v. H. der Gesamtbeiträge ausmachen darf. Der Sockelbetrag kann für unterschiedliche 
Gruppen von Mitgliedern differenziert festgelegt werden. Außerordentliche Mitglieder zahlen einen pauschalen 
Jahresbeitrag. 

 
 
c) Beteiligungen 
 
Der SGSA ist alleiniger Anteilseigner an der KWV. Diese wiederum hält Anteile an der Kommunalwirtschaft Sachsen-
Anhalt GmbH (KOWISA), die gegründet wurde, um die Kommunalisierung von Strom-Gas- und Wasserversorgern nach 
der Wende zu ermöglichen. Aus der KWV entsteht ein Ertrag für den SGSA. 
 
Der SGSA ist auch Dienstleister für die KOWISA und die KWV, deren Geschäftsräume jeweils mit denen des SGSA 
verbunden sind. Neben der Abgeltung der Dienstleistungen an den SGSA schüttet die KOWISA einen Teil ihres Ertrags 
an ihre Gesellschafter aus. Dadurch erhält der SGSA über die KWV Ausschüttungen aus der KOWISA, der der SGSA zum 
Teil zur Verminderung der Kostenlast einsetzt. Dadurch kann der SGSA die Mitgliedsbeiträge stabil halten. 
 

 
d) Vereins- und steuerrechtlicher Status 

 
Der SGSA ist ein nicht wirtschaftlicher Verein Im Sinne des § 21 BGB (Idealverein) und im Vereinsregister eingetragen. 
Steuerrechtlich ist der SGSA als Berufsverband gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 5 KStG von der Körperschaftsteuer befreit. Der 
SGSA betreibt auskunftsgemäß im geringen Umfang einen steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb. Die 
Beteiligung an der KWV ist auskunftsgemäß nicht der steuerpflichtigen Sphäre zuzurechnen. 
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2. Investitionsvorhaben 
 
Um den Ertrag aus der KWV (Geldvermögen) langfristig zu sichern, erwägt der SGSA Fondsanteile zu erwerben, die 
einerseits einen langfristigen Ertrag sicherstellen können, anderseits aber nicht in den Bereich der Spekulationen 
hineinreichen dürfen. Dabei ist noch offen, ob die Tochtergesellschaft KWV die Fondsanteile erwirbt oder dies durch 
den SGSA selbst erfolgen soll. 
 
Die Werthaltigkeit dieser Fonds-Anlagen soll ein Maßstab der Investitionsentscheidungen sein. Zentrale Frage ist 
dabei, wie sich die Anlagen durch professionelles Anlagemanagement verwalten lassen und welche Grundsätze hierbei 
zu beachten sind. Ziel des SGSA ist es dabei, langfristigen Ertrag zu sichern, um die Leistungen für die Mitglieder 
dauerhaft stabil zu halten.  
 
 
II.  Fragestellungen 
 
1. Kann der SGSA — ohne seine steuerrechtliche und vereinsrechtliche Stellung als kommunaler Spitzenverband zu 

gefährden — seine Finanzierung ausschließlich aus den Erträgen der KWV ziehen oder muss der SGSA einen 
Mindestertrag aus Mitgliedsbeiträgen einnehmen? 

 
2. Kann der SGSA den in den Verbandshaushalt überführten Ertrag der KWV im Wege einer Ausschüttung an seine 

Mitglieder auskehren, bei gleichzeitig zu erhebenden Mitgliedsbeiträgen? Welche steuerrechtlichen Pflichten 
entstehen durch solche Ausschüttungen? 

 
3. Lassen sich Ausschüttungen des SGSA an seine Mitglieder mit einer Zweckbindung versehen, die diesen 

ausschließlich die Verwendung der Mittel im Bereich der freiwilligen Aufgaben der kommunalen 
Selbstverwaltung vorgibt? 

 
4. Ist es wirtschaftlich sinnvoll, durch den Erwerb von Fonds langfristig die Finanzen des Vereins zu sichern und 

welche organisatorischen und personellen Voraussetzungen sollte der SGSA in diesem Falle treffen? 
 
 
III.  Kurzergebnis 
 
Frage 1: 
 
a) Sofern der in § 4 Abs. 3 der Satzung geregelte Begriff der Verbandskosten derart zu verstehen ist, dass diese sich 

nach Abzug der vorhandenen Mittel ergeben, ist rein rechnerisch ein Mindestbeitrag von Null möglich. Wichtig 
ist, dass der SGSA ohne Weiteres seine Satzungszwecke verfolgen kann. 

b) Die Finanzierung über die Erträge der KWV verstößt nicht gegen das vereinsrechtliche Nebenzweckprivileg.  
c) Bei Erwerb von Fondsanteilen durch die KWV ergeben sich grundsätzlich keine steuerlichen Auswirkungen auf 

Ebene des SGSA.  
d) Bei Erwerb der Fondsanteile und Verwaltung im Rahmen einer vermögensverwaltenden Tätigkeit durch den SGSA 

selbst ergeben sich keine Negativauswirkungen auf den vereinsrechtlichen oder steuerlichen Status Quo des 
SGSA. 

 
Frage 2: 
 
a) Gewinnausschüttungen an die Mitglieder können den Status des SGSA als Idealverein gefährden. 
b) Die körperschaftsteuerliche Einordnung als Berufsverband im Sinne des § 5 Abs. 1 Nr. 5 KStG ist durch solche 

Gewinnausschüttungen grundsätzlich nicht gefährdet. Gewinnausschüttungen unterliegen einer 
Kapitalertragsteuer in Höhe von 15%. 
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Frage 3: 
 
Eine Zweckbindung von Ausschüttungen an die Mitglieder wäre für diese nicht verbindlich. Denkbar wären 
verbindliche Vorgaben für die Kreisverbände. 

 
Frage 4:  
 
Wir empfehlen die Erstellung einer Anlagerichtlinie, die die wesentlichen Eckpunkte der Anlagegrundsätze und –ziele 
etc. festlegt, um mithilfe dieser Grundsätze eine langfristige Finanzierung sicherzustellen. Die Umsetzung bzw. die 
Verwaltung erworbener Fonds sollte professionell unterstützt werden. In Betracht hierfür kommen insbesondere 
Anlageberatungen und Bankinstitute. 
 
 
IV.  Ausführliche rechtliche Würdigung 
 
1. Kann der SGSA — ohne seine steuerrechtliche und vereinsrechtliche Stellung als kommunaler Spitzenverband zu 

gefährden — seine Finanzierung ausschließlich aus den Erträgen der KWV ziehen oder muss der SGSA einen 
Mindestertrag aus Mitgliedsbeiträgen einnehmen? 
 

a)         Mindestertrag aus Mitgliedsbeiträgen 
 

§ 4 Abs. 3 der Satzung des SGSA sieht vor, dass die Verbandskosten von den Mitgliedern getragen werden. Dies 
geschieht auf Grundlage der vom Statistischen Bundesamt veröffentlichten Einwohnerzahlen. Zuzüglich kann ein 
Sockelbetrag erhoben werden, der auf maximal 25% der Gesamtbeiträge ausmachen darf. Auf einen Sockelbetrag darf 
daher satzungsgemäß zunächst verzichtet werden. Fraglich ist, wie die Regelung, dass die Verbandskosten von den 
Mitgliedern getragen werden sollen, zu verstehen ist und ob sich hieraus ein Mindestbeitrag ableiten lässt. 
 
Festzuhalten ist, dass satzungsgemäß nur die Verbandskosten von den Mitgliedern zu tragen sind: 
 

 Sofern der Begriff der Kosten alle angefallenen Kosten umfasst, wird ein Mitgliedsbeitrag festzusetzen sein.  

 Sofern es sich jedoch nur um diejenigen Kosten handelt, die nach Abzug vorhandener Mittel (bspw. aus den 
Erträgen der KWV) verbleiben, kann sich so zumindest rechnerisch ein Mindestbeitrag von Null ergeben. Die 
gesetzlichen Regelungen des Vereinsrechts stünden diesem Ergebnis auch nicht entgegen. Angaben zu 
Mitgliedsbeiträgen sind gemäß § 57 BGB kein zwingendes Satzungserfordernis, sondern diese gehören nach 
§ 58 Nr. 2 BGB lediglich zum Sollinhalt einer Satzung. 

 
Insofern halten wir es für möglich, dass kein Mindestbeitrag erhoben werden muss, wenn sich die Verbandskosten aus 
anderen Mitteln finanzieren lassen und der SGSA auch ohne die Erhebung von Mitgliedsbeiträgen seine 
satzungsmäßigen Zwecke ohne Weiteres verfolgen kann. Wir empfehlen, seitens des SGSA den Begriff der 
Verbandskosten zu definieren und die Satzung dahingehend zu konkretisieren. 
 
 
b)  Ausschließliche Finanzierung über Erträge aus der KWV 
 
Bei einer ausschließlichen Finanzierung aus den Erträgen der KWV stellt sich die Frage, ob der SGSA hierdurch gegen 
das sog. Nebenzweckprivileg verstößt, welches mit den Grundsätzen eines Idealvereins nicht vereinbar wäre. Das 
Nebenzweckprivileg besagt, dass ein nichtwirtschaftlicher Verein vorliegt, obwohl er einer wirtschaftlichen Betätigung 
nachgeht, solange diese lediglich ein Nebenzweck im Rahmen des nichtwirtschaftlichen Hauptzwecks ist.1 
Voraussetzung für die Anwendbarkeit des Nebenzweckprivileg ist, dass der Verein die Tätigkeit selbst ausübt und keine 
Auslagerung beispielsweise auf eine Tochtergesellschaft vorgenommen wurde, die dem Verein zuzurechnen ist.2 Nach 

                                                                 
1 Vgl. Schöpflin in: Hau/Poseck, BeckOK BGB, 58 Edition, § 21 Rn. 118 mwN.  

2 Ibd. 
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ständiger Rechtsprechung liegt selbst bei Beherrschung einer Tochtergesellschaft als Alleingesellschafter keine 
schädliche wirtschaftliche Betätigung auf Seiten des Gesellschafters vor.3 
 
Der SGSA geht als Gesellschafter der KWV selbst keiner wirtschaftlichen Betätigung nach, sondern profitiert durch die 
Beteiligung an der KWV von deren Erträgen. Insofern liegt hierdurch kein Verstoß gegen das Nebenzweckprivileg vor. 
Die Grundsätze eines Idealvereins werden insoweit nicht verletzt.  
 
 
c)  Steuerrechtliche Aspekte 
 
Der SGSA ist auskunftsgemäß als Berufsverband im Sinne des § 5 Abs. 1 Nr. 5 KStG anerkannt. Die Beteiligung an der 
KWV wird bislang der Vermögensverwaltung zugerechnet. 
 
Der Erwerb von Fondsanteilen durch die KWV, die die Erträge der KWV entsprechend stabil bzw. steigern sollen, 
verändert die bisherige Zuordnung der Beteiligung nicht. Voraussetzung hierfür ist, dass (weiterhin) kein aktives 
Eingreifen in die Geschäftsführung der KWV seitens des SGSA als Gesellschafter – beispielsweise durch die aktive 
Verwaltung der erworbenen Fondsanteile - erfolgt.4 Andernfalls erfolgt eine Zurechnung zum steuerpflichtigen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb. Auf die Darstellung der sich hieraus ergebenden Konsequenzen (u.a. 
steuerpflichtige Einnahmen im wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb, § 8b KStG, Ausschüttungsfiktion) haben wir an dieser 
Stelle verzichtet. 
 
 
d)      Welche Aspekte ergeben sich durch einen Kauf der Fondsanteile durch den SGSA selbst? 
 
Bei Erwerb der Fondsanteile durch den SGSA selbst wären diese der Vermögensverwaltung zuzurechnen. Der An- und 
Verkauf von Wertpapieren überschreitet die Grenzen zur gewerblichen Tätigkeit - und damit zum wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieb - nur, wenn sich die Körperschaft hiermit „wie ein Händler“ verhält.5 Nach unseren Informationen ist 
kein entsprechendes Auftreten am Markt geplant, da zwar sichergestellt sein soll, dass langfristig Erträge 
erwirtschaftet werden sollen, anderseits aber nicht beabsichtigt ist, in den Bereich der Spekulationen hinein zu 
gelangen, sodass eine Zurechnung zur steuerpflichtigen Sphäre ausscheidet. 
 
Dementsprechend gehen wir auch davon aus, dass die Verwaltung der Fondsanteile vom vereinsrechtlichen 
Nebenzweckprivileg umfasst ist. 
 
 
1. Kann der SGSA den in den Verbandshaushalt überführten Ertrag der KWV im Wege einer Ausschüttung an seine 

Mitglieder auskehren, bei gleichzeitig zu erhebenden Mitgliedsbeiträgen? Welche steuerrechtlichen Pflichten 
entstehen durch solche Ausschüttungen?  

 
a) Gewinnausschüttung an die Mitglieder 
 
Der Status als Idealverein im Sinne des § 21 BGB setzt voraus, dass der Zweck nicht auf einen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieb gerichtet ist. Ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb liegt vor, „wenn der Verein planmäßig, auf Dauer 
angelegt und nach außen gerichtet, d.h. über den vereinsinternen Bereich hinausgehend, eigenunternehmerische 
Tätigkeiten entfaltet, die auf die Verschaffung vermögenswerter Vorteile zugunsten des Vereins oder seiner Mitglieder 
abzielen“.6 
 

                                                                 
3 Vgl. BGH-Urteil vom 29.09.1982, I ZR 88/80, BGHZ 1985, 84 (90); NJW 1983, 569. 

4 Vgl. BFH-Urteil vom 25.08.2010, I R 97/09, DStR 2010, 905. 

5 Vgl. Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, Gemeinnützigkeit im Steuerrecht, Tz. 2.15.3 w.w.N. 

6 BGH, Beschluss vom 11.09.2018, II ZB 11/19, DStR 2018, 2713. 
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(Gezielte) Gewinnausschüttungen bergen unseres Erachtens daher das Risiko, dass der SGSA seine Status als 
Idealverein verlieren könnte, da den Mitgliedern unmittelbar vermögenswerte Vorteile verschafft werden. 
 
 
b) Steuerliche Aspekte und Behandlung von Gewinnausschüttungen 

 
Unabhängig davon, ob der SGSA im Falle von Gewinnausschüttungen an seine Mitglieder seinen Status als Idealverein 
behält oder als nichtrechtsfähige Personenvereinigung einzustufen ist, ist eine Anerkennung als Berufsverband und 
die damit einhergehende Steuerbefreiung nach § 5 Abs. 1 Nr. 5 KStG grundsätzlich weiterhin möglich.7 
 
Ausschüttungen eines Vereins zählen auf Empfängerseite zu Einnahmen aus Kapitalvermögen im Sinne des § 20 Abs. 1 
Nr. 9 EStG.8 Die Kapitalertragsteuer beträgt nach § 43 Abs. 1 Nr. 7a i.V.m. § 43a Abs. 1 Nr. 1 EStG grundsätzlich 25%. 
Eine Abstandnahme vom Steuerabzug ist in Höhe von 2/5 gemäß § 44a Abs. 8 EStG unter Einhaltung der 
Dokumentationserfordernisse bzw. Nachweispflichten möglich9, sodass die steuerliche Belastung im Ergebnis 15% der 
Ausschüttung beträgt. Der Einbehalt ist durch den SGSA vorzunehmen und dem Finanzamt mittels elektronischer 
Übermittlung anzuzeigen. Über den Einbehalt ist eine Steuerbescheinigung zu erstellen und den Mitgliedern als 
Ausschüttungsempfänger zu übergeben. 
 
 
3. Lassen sich Ausschüttungen des SGSA an seine Mitglieder mit einer Zweckbindung versehen, die diesen 

ausschließlich die Verwendung der Mittel im Bereich der freiwilligen Aufgaben der kommunalen Selbstverwaltung 
vorgibt? 

 
Eine Zweckbindung kann grundsätzlich auf Ebene des SGSA, beispielsweise im Rahmen einer Mitgliederversammlung, 
beschlossen werden. Eine (zivilrechtliche) Verbindlichkeit lässt sich unseres Erachtens aufgrund des in Art. 28 GG 
verankerten Grundsatzes der kommunalen Selbstverwaltung hierüber jedoch nicht erreichen. Vielmehr würde es sich 
um eine (nicht einklagbare) freiwillige Selbstverpflichtung jedes einzelnen Mitglieds handeln.  
 
Möglich wäre es jedoch, eine Mittelweitergabe10 an die (unselbständigen) Kreisverbände zu tätigen und dies mit einer 
verbindlichen Zweckbindung für die Kreisverbände zu versehen: 
 
§ 11 Abs. 1 der Satzung regelt, dass die Mitglieder zur Förderung der Verbandsarbeit und zum Erfahrungsaustausch in 
den Landkreisen jeweils einen Kreisverband im SGSA bilden. Nach § 11 Abs. 4 der Satzung sind für die Kreisverbände 
die Beschlüsse der Organe des SGSA verbindlich. Wichtig hierbei ist, dass sich die Zweckbindung satzungsgemäß nur 
auf die Förderung der Verbandsarbeit und auf den Erfahrungsaustausch beziehen darf. 
 
 
4. Ist es wirtschaftlich sinnvoll, durch den Erwerb von Fonds langfristig die Finanzen des Vereins zu sichern und welche 

organisatorischen und personellen Voraussetzungen sollte der SGSA in diesem Falle treffen? 
 
a) Erstellung einer Anlagerichtlinie 
 
Um die Frage der wirtschaftlichen Sinnhaftigkeit beantworten zu können, ist es zunächst erforderlich, dass – abhängig 
davon, ob die Investition durch den SGSA selbst oder durch die KWV erfolgt -  die Ziele der Vermögensanlage definiert 
werden. Hierzu sollte eine Richtlinie für Kapitalanlagen (Anlagerichtlinie) erstellt werden. In dieser Anlagerichtlinie 
sollten die Eckpunkte der Vermögensverwaltung, die den Rahmen für eine strukturierte und nachvollziehbare 

                                                                 
7 Vgl. Hakert in: Winheller/Geibel/Jachmann-Michel, Gesamtes Gemeinnützigkeitsrecht, 2. Auflage 2020, Exkurs: Berufsverbände, § 5 Abs. 1 Nr. 5, Rn. 11. 

8 Vgl. Schmidt in: Kirchhof/Kulosa/Ratschow, BeckOK EStG, § 20 Rn. 1075. 

9 Vgl. Wenzel in: Kirchhof/Kulosa/Ratschow, BeckOK EStG, § 44a, Rn. 106. 

10 Eine Mittelweitergabe an die Kreisverbände, die auskunftsgemäß lediglich als unselbständige Untergliederungen des SGSA fungieren, stellt unter den genannten 

Voraussetzungen unseres Erachtens keine Gewinnausschüttung im steuerlichen Sinne dar. 
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Kapitalanlage darstellt, festgeschrieben werden. Üblicherweise sollte eine Anlagerichtlinie zumindest folgende Punkte 
enthalten: 
 

 

 Geltungsbereich, 

 Anlagegrundsätze, 

 Anlageziele, 

 Anlageformen, 

 Anlageentscheidungen, Verfahren und Zuständigkeiten, 

 Risikomanagement und Berichtswesen. 
 

So könnte beispielsweise geregelt werden, dass die Kapitalanlage in Anteilen an Investmentfonds erfolgen kann. Im 
Rahmen der Richtlinie könnten bezüglich der Auswahl und Zusammensetzung der Investmentfonds bestimmte 
Vorgaben bzw. Einschränkungen erfolgen. 
 
Die Anlagerichtlinie sollte mit den entsprechenden Gremien des SGSA bzw. auf Ebene der KWV abgestimmt und 
erforderlichenfalls formell beschlossen werden. 
 
 
b) Arten von Investmentfonds 
 
Die Anlage in Investmentfonds kann abhängig vom Anlegerkreis in Publikumsfonds oder Spezialfonds unterteilt 
werden. Die Anlage in Publikumsfonds ist dabei für jeden privaten und institutionellen Anleger möglich. Bei 
Spezialfonds können sich nur institutionelle Anleger beteiligen. 
 
Spezialfonds und Publikumsfonds investieren ihre Mittel nach bestimmten, in den Anlagengrundsätzen des Fonds 
festgelegten Anlagengrundsätzen, und können als Aktienfonds, Rentenfonds, Immobilienfonds, Länderfonds oder 
auch Branchenfonds konzipiert werden. Die jeweiligen Anlagengrundsätze werden bei Spezialfonds im Gegensatz zu 
den Publikumsfonds in enger Zusammenarbeit mit den Anlegern der Spezialfonds erarbeitet und auf diese 
zugeschnitten. Die Anleger eines Spezialfonds haben somit ein gewisses Mitspracherecht bezüglich der Anlage der 
verwalteten Mittel sowie bei der Ausschüttung der erwirtschafteten Zinsen und Gewinne. Die Einflussnahme des 
Anlegers erfolgt dabei über den sogenannten Anlageausschuss. Der Anlageausschuss könnte sich dann z.B. aus 
Vertretern des SGSA, einer Depotbank sowie des Fondsmanagements zusammensetzen. Je nach Vertragsgestaltung 
haben die Mitglieder des Anlageausschusses unterschiedlich ausgeprägte Entscheidungskompetenzen. 
 
Bei Publikumsfonds entscheiden die jeweiligen Fonds über Höhe und Zeitpunkt einer Ausschüttung. Bei einem 
Spezialfonds kann bei entsprechender Ausgestaltung der Zeitpunkt und die Höhe der Ausschüttung selbst bestimmt 
werden. 
 
 
c) Verwaltung von Kapitalanlagen 
 
Es ist zu überlegen, ob der SGSA bzw. die KWV die Kapitalanlage selbst vornehmen will oder ob ein externes 
Unternehmen beauftragt werden soll. Für eine in Eigenregie durchgeführte Kapitalanlage müsste die investierende 
Einrichtung über Mitarbeiter mit Börsen- und Kapitalmarktwissen verfügen und dann entsprechende Prozesse und 
Kontrollen bei der jeweiligen Anlageentscheidung installieren. Sofern diese Mitarbeiter nicht vorhanden sind, müssten 
diese zunächst eingestellt werden, sodass weitere Personalkosten entstünden.  
 
Vor dem Hintergrund der Professionalität der Kapitalanlage und der Reduzierung des Verwaltungs- und 
Kontrollaufwands innerhalb des SGSA bzw. der KWV sollte deshalb die Anlage der Mittel einer professionellen 
Anlagegesellschaft bzw. einem Bankinstitut übertragen werden, die die Vermögensverwaltung übernimmt. Im Rahmen 
dieser Verwaltung könnte die Bank dann z.B. den Kauf von verschiedenen Fonds vornehmen. Hierbei müssen seitens 
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des SGSA bzw. der KWV zuvor jedoch entsprechende Vorgaben machen, welche Anlageformen durch die 
Vermögensverwaltung genutzt werden können. 
 
Als Alternative zur Vermögensverwaltung bietet sich die Auflegung eines Spezialfonds für den SGSA bzw. die KWV an. 
So kann bestimmt werden, in welche Anlageformen der Spezialfonds investieren und wie die Risikostreuung erfolgen 
soll. Die Anlage in Aktien oder Aktienfonds kann so zur Risikominimierung auf eine bestimmte Höchstquote begrenzt 
werden. Ob ein Spezialfonds sinnvoll ist, hängt insbesondere von der Höhe des Anlagebetrages ab. 
 
Wir empfehlen daher die Kontaktaufnahme mit Banken bzw. Fondsgesellschaften, um für den geplanten Anlagebetrag 
verschiedene Angebote einzuholen und dadurch eine Gegenüberstellung der jeweiligen Kosten der Anlagevariante zu 
erhalten. Neben den Kosten sollte zudem insbesondere die bisherige Performance der Bank bzw. der Fondsgesellschaft 
bei der Anlageentscheidung berücksichtigt werden. 
 
Des Weiteren sollte berücksichtigt werden, dass bei Publikumsfonds die jeweiligen Fonds über Höhe und Zeitpunkt 
der Ausschüttung entscheiden, so dass der SGSA hierauf keinen Einfluss hat. 
 
Bei einem Spezialfonds könnte der SGSA den Zeitpunkt und die Höhe der Ausschüttung selber bestimmen, was zu 
einem Gestaltungsinstrument für den Haushalt des SGSA führt.  
 
Durch die Kapitalanlage in Investmentfonds hat der SGSA somit die Möglichkeit, mittel- und langfristig höhere Erträge 
erzielen zu können. Hierbei ist immer das Chancen-/Risikoverhältnis abzuwägen. Durch die Ausgestaltung einer 
Anlagerichtlinie für den SGSA sollte sichergestellt werden, dass insbesondere Vorgaben für den Kapitalerhalt 
eingehalten werden. 
 
 
V. Zusammenfassung und Handlungsempfehlung 
 
Mit Blick auf die Frage, ob Mindestbeiträge erhoben werden müssen, empfehlen wir eine klarstellende 
Satzungsregelung, die den Begriff der Verbandskosten konkretisiert. 
 
Aus vereins- und steuerrechtlicher Sicht ist es unerheblich, ob der SGSA selbst oder die KWV die Fondsanteile erwirbt. 
Sofern ein Erwerb durch die Tochtergesellschaft erfolgt, ist darauf zu achten, dass der SGSA nicht aktiv die 
Geschäftsführung der KWV beeinflusst, um auf Ebene des SGSA eine Zurechnung der Beteiligung an der KWV in die 
steuerpflichtige Sphäre zu vermeiden. 
 
Sowohl aus vereinsrechtlichen als auch aus steuerlichen Gründen raten wir davon ab, Gewinnausschüttungen an die 
Mitglieder vorzunehmen, da dies den Status als Idealverein gefährden kann und aus steuerlicher Sicht an 
Gewinnausschüttungen diverse Dokumentations-, Anzeige- und Deklarationspflichten geknüpft sind. 
 
Stattdessen sollte überlegt werden, wie der Verband seinen Mitgliedern im Rahmen seines Satzungszweckes 
Leistungen zu Gute kommen lassen kann. Dies wäre unseres Erachtens beispielsweise durch die Finanzierung von  
Aus-, Fort- und Weiterbildungen für die Mitglieder und deren Verwaltungsbediensteten möglich oder durch 
Mittelweitergaben an die unselbständigen Kreisverbände zur Förderung der Verbandsarbeit und zum 
Erfahrungsaustausch. Insbesondere Letzteres könnte mit einer entsprechenden Zweckbindung geschehen. 
 
Bei der beabsichtigten Investition in Fonds empfehlen wir zunächst die Erstellung einer Anlagerichtlinie, mit der 
sichergestellt werden sollte, dass insbesondere Vorgaben für den Kapitalerhalt eingehalten werden. Zudem sollte 
Kontakt zu einer Anlageberatung bzw. Bank aufgenommen werden, um einen Überblick über die jeweiligen Angebote, 
die bisherige Performance und die Kosten zu erhalten. Auch sollte berücksichtigt werden, dass bei einem Spezialfonds 
der Zeitpunkt und die Höhe der Ausschüttung selbst bestimmt werden kann, sodass dies als Gestaltungsinstrument 
für den Haushalt des SGSA bzw. der KWV genutzt werden kann. 
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Durch die Kapitalanlage in Investmentfonds hat der SGSA bzw. die KWV die Möglichkeit, mittel- und langfristig höhere 
Erträge zu erzielen. Hierbei ist immer das Chancen-/Risikoverhältnis abzuwägen.  
 
 
Für Rückfragen stehen wir Ihnen selbstverständlich gerne zur Verfügung. 
 

Mit freundlichen Grüßen 
 
Deloitte GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

 
 
 

(Sabine Kachel) 
Rechtsanwältin/Steuerberaterin  

 
 
 

(Silke Dybus) 
Steuerberaterin  

 
 

 
 

 





  

 

Landesverfassungsgericht 
Mecklenburg-Vorpommern 

Die Präsidentin 

 
LVerfG 9/19              Greifswald, den 17.06.2021 

 
 

Pressemitteilung 

 

Verfassungsbeschwerde gegen den finanziellen Ausgleich für die 
Abschaffung der Straßenbaubeiträge erfolglos 

 
 

Mit Urteil vom heutigen Tage hat das Landesverfassungsgericht die kommunale Verfassungsbe-

schwerde einer kreisangehörigen Stadt gegen die Regelungen zum finanziellen Ausgleich für die 

Abschaffung der Straßenbaubeiträge zurückgewiesen. 

 

Im Juni 2019 hat der Landesgesetzgeber die Straßenbaubeiträge für Anlieger abgeschafft und zu-

gleich bestimmt, dass das Land den Gemeinden für die in 2018 und 2019 begonnenen Straßen-

baumaßnahmen die weggefallenen Einnahmen in der Höhe ersetzt, in der sie Straßenbaubeiträge 

hätten festsetzen können. Mit Gesetz vom 9. April 2020 wurde die Kompensation für den Wegfall 

der Straßenbaubeiträge für Baumaßnahmen ab dem 1. Januar 2020 geregelt. Danach erfolgt ab 

dem Jahr 2020 jährlich eine pauschale Mittelzuweisung an die Gemeinden. Der insgesamt an die 

Gemeinden zu verteilende Betrag beläuft sich bis 2024 auf jährlich 25 Mio. EUR und ab 2025 auf 

jährlich 30 Mio. EUR. Der Gesamtbetrag wird auf die Gemeinden nach dem Verhältnis der von 

ihnen zu unterhaltenden Straßen und Wege (Straßenlänge, Art der Straße) verteilt. Die Jahrespau-

schale zahlt das Land den Gemeinden jeweils zum 30. Juni eines Jahres aus und kann über meh-

rere Haushaltsjahre angespart werden. 

 

Die Stadt Grevesmühlen macht mit ihrer Verfassungsbeschwerde in erster Linie eine Verletzung 

des Konnexitätsprinzips nach Art. 72 Abs. 3 Landesverfassung M-V (LV) geltend. Danach können 

die Gemeinden und Kreise durch Gesetz zur Erfüllung bestimmter öffentlicher Aufgaben verpflich-

tet werden, wenn dabei gleichzeitig Bestimmungen über die Deckung der Kosten getroffen werden. 

Führt die Erfüllung dieser Aufgaben zur einer Mehrbelastung der Gemeinden und Kreise, so ist da-

für ein entsprechender Ausgleich zu schaffen.  

herzog
Textfeld

   Anlage TOP 9.1




  

 

Das Landesverfassungsgericht hat in seiner Entscheidung vom 17.06.2021 (LVerfG 9/19) festge-

stellt, dass die kommunale Verfassungsbeschwerde unzulässig ist, soweit sie die Ausgleichsreg-

lungen für die Jahre 2018 und 2019 betrifft. Die Beschwerdeführerin konnte nicht darlegen, dass 

ihr für diesen Zeitraum eine Mehrbelastung verbleibt, die durch das Land nicht ausgeglichen wird. 

Denn für diese Jahre ersetzt das Land konkret die Ausfälle, die die jeweilige Gemeinde aufgrund 

ihrer Satzung als Straßenbaubeiträge gegenüber den Anliegern hätte festsetzen können.  

 

Hinsichtlich der Regelung ab 01.01.2020 ist die kommunale Verfassungsbeschwerde unbegründet. 

Eine Verletzung des in Art. 72 Abs. 3 Landesverfassung enthaltenen strikten Konnexitätsprinzips 

wurde durch das Gericht nicht festgestellt. Der Ausgleich für die Abschaffung der Straßenbaubei-

träge konnte durch eine pauschale Reglung getroffen werden, da der Bestimmung der Pauschale 

eine tragfähige Prognose zu Grunde liegt. Diese beruhte vor allem auf den Gesamteinnahmen der 

Kommunen durch Straßenbaubeiträge in der Vergangenheit. Da lediglich die Finanzierung einer 

bisher schon vorhandenen und unveränderten Aufgabe geändert wurde, konnte der Landesgesetz-

geber bei der anzustellenden Prognose über künftige Mehrbelastungen grundsätzlich auf Daten 

aus der Vergangenheit und deren Durchschnittswert zurückgreifen. Zudem hat der Gesetzgeber 

diesen Wert nicht statisch übernommen, sondern einen deutlich darüber liegenden Gesamtbetrag 

für den pauschalen Ausgleich der Mehrbelastungen festgesetzt, der z.B. auch Kostensteigerungen 

abdecken kann.  

 

Die Verteilung des Gesamtbetrages an die einzelnen Gemeinden verstößt ebenfalls nicht gegen 

Verfassungsrecht. Sie erfolgt willkürfrei und im Rahmen sachlich vertretbarer Differenzierung. 

 
 
 
Im Auftrag 

gez. Hanenkamp 
Pressesprecher des Landesverfassungsgerichts 
 
 


